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Von Ladislaus F o g a r a  s s y ,  Bratislava

Die Geschichte des Venediger Protokolls w urde von der öster­
reichischen Seite ausführlich bearbeitet, von der ungarischen Seite 
publizierte über die diplomatische Geschichte der Burgen] andfrage 
nu r Frau Katalin Soös1. Sie w ar aber noch nicht in der Lage, auch 
die Memoiren des damaligen ungarischen Außenm inisters Graf Mi- 
klös von Bänffy zu benützen. Bänffy ist am 30. Dezember 1975 in 
K lausenburg (Kolozsvär, heute Cluj-Napoca) geboren und am 6. Juni 
1950 in Budapest gestorben. Zwischen 1910 und 1917 w ar B ärffy  
Abgeordneter des ungarischen Parlam entes, zwischen 1913 und 1918 
auch Intendant des staatlichen Theaters., vom 14. April 1921 bis 29. 
Dezember 1922 Außenm inister. Im Jah re  1926 repatriierte  er in Sie­
benbürgen. Nach der II. W iener A rbitrage w urde er zum M itglied 
des ungarischen H errenhauses (Felsöhäz) ernannt und nach dem Sturz 
des gegenrevolutionären Regimes lebte er in Budapest. Bänffy w ar 
auch ein talen tierter Schriftsteller, publizierte Dramen und Romane 
und auch einen Teil der Memoiren, die aber n u r bis August 1919 
beendet sind.

Diese Memoiren, die un ter dem Titel „Emlekeimböl (Aus m einen 
Erinnerungen) im Jahre  1942 erschienen sind, wollte Bänffy fo rt­
setzen. Diese Fortsetzung im M anuskript träg t den Titel ,,Huszonöt 
ev“ (25 Jahre), reicht aber nur bis zum Silvester des Jahres 1922. 
Bänffy ist in der Zwischenzeit gestorben und konnte seine Erinne­
rungen nicht kom plettieren. Dieses Torso en thält 173 Seiten und 
w urde von der Witwe, der Schauspielerin Aranka Värady, als ewiges 
Depositum dem Räday-Archiv in Budapest überlassen. Dias A utoren­
recht gehört heute der Tochter Bänffys, K itty  Jelen, die in Tanger 
lebt. Bis heute w urde nichts publiziert, n u r ich veröffentlichte in 
Soproni Szemle ein gekürztes R eferat2.

1 Soös Katalin: Burgenland az euröpai politikäban. Akademiai Kiadö, Buda­
pest, 1971, 193 P.

2 Soproni Szemle, 1974. 3.267—269
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Bänffy führte  kein Tagebuch, disponierte m it keinen Aufzeich­
nungen und, wie er selbst aussagt, m ehrere Dokumente, Briefe und 
Memoranden, die er beschützen wollte, w urden vernichtet oder ver­
loren. Hie und da spricht er auch über die Ereignisse, die einen 
anekdotischen Charakter haben, einigemal schreibt er auch geschichts- 
philosophische Betrachtungen. Der III. Band von „Papers und Do- 
cuments Relating to the Foreign Relations of H ungary“, von dem 
nur die Probenausgabe erschienen ist, stand Bänffy nicht zur Ver­
fügung, aber die Akten, die im III. Band veröffentlicht wurden, un ter­
stützen die Feststellungen Bänffys.

In der Einführung des I. Teiles der Memoiren berichtet Bänffy 
davon, daß M inisterpräsident Graf Päl von Teleki und A ußenm ini­
ster Gustav Gratz in Bruck an der Leitha vor dem ersten R estaura­
tionsversuch m it Dr. Edvard Benes , A ußenm inister der Tschecho­
slowakei, verhandelten. Die Verhandlungen hatten kein konkretes Er­
gebnis, obwohl sie in genug freundlicher Atmosphäre abgelaufen 
waren. Nach dem ersten Königsputsch dankte die Teleki-Regierung 
ab und Regent H orthy beauftragte Graf Istvän von Bethlen m it der 
Bildung einer neuen ungarischen Regierung. Bethlen bot das A ußen­
m inisterium  dem Grafen Bänffy, seinem Freunde noch aus der 
Kindheit, an. Bänffy hatte  sich entschlossen, die in Bruck an der 
Leitha unterbrochenen Verhandlungen fortzusetzen. So kam es zu 
den V erhandlungen zwischen Benes und Bänffy in M arienbad, wohin 
Bänffy am 23. Juni 1921 abgereist war. Benes verhandelte m it seinem 
ungarischen Kollegen in etwas präpotentem  Ton. Bänffy verstand 
nu r schwer die französische Rede Benes’, der nicht fähig war, die 
Vokale ,,ö“ und ,,ü“ auszusnrechen. Sie sprachen davon, wie es 
möglich wäre, die gespannte Situation zwischen Ungarn und Tsche­
choslowakei aufzuheben und zu ermöglichen, daß die beiden Staa­
ten  in den Fragen des Donauraumes solidarisch auftreten. Bänffy 
proponierte einen Block der Kooperation von Österreich, Ungarn 
und der Tschechoslowakei. Laut der Vorstellung Bänffys sollte man 
zuerst das ungarisch-tschechoslowakische V erhältnis ordnen, dann 
m it Österreich die Burgenlandfrage erledigen. Die V erhandlungen 
sind in ebenso freundlicher Atm osphäre vor sich gegangen wie in 
Bruck an der Leitha. Bänffy ist aus M arienbad m it diesem Eindruck 
abgereist, daß es schon möglich wäre, zwischen den Nachfolgestaaten 
der ehemaligen Monarchie eine Lösung der politischen Fragen zu 
finden. Bänffys Illusionen w aren aber irreal: Benes sah gut, daß 
Bänffy m it der Konzeption eines ungarisch-österreichisch-tschecho­
slowakischen Dreibundes die Kleine Entente zersprengen wollte. Be­
nes interessierte m ehr das Ausbauen der tschechoslowakischen Ver­
bindungen m it der österreichischen Regierung, eventuell auch der 
E in tritt Österreichs in die Kleine Entente.

Bänffys Memoiren bestätigen, daß h in ter den Guerillakäm pfen 
im Burgenland die ungarische Regierung selbst stand. Er hatte  schon 
im Juni 1921 m it Bethlen eine Verabredung in diesem Sinne getrof-
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fen, daß man im  Burgenland Freischaren organisieren sollte, die 
anscheinend ohne Kenntnis der ungarischen Regierung den österrei­
chischen Einmarsch m it W affen verhindern sollten. Es ist genug be­
kannt, daß die damalige ungarische Regierung in der Tat eine Kor- 
fantyade machte. Solche Leute wie der ehemalige M inisterpräsident 
Istvän Friedrich, damals n u r ein Abgeordneter der Opposition, sollten 
nicht d’Annunzios Rolle spielen und von der Regierung unabhängige 
Freischaren organisieren. Die Räum ung des Burgenlandes w ar fü r 
die ungarische Bevölkerung eine nicht gerade populäre Frage. D'en 
E ntente-V ertretern in Budapest, un ter ihnen auch dem General Phi­
lippe Hamelin, Chef der französischen m ilitärischen Mission, w ar be­
kannt, daß die M itglieder der ungarischen Regierung m ehrere ano­
nyme Drohbriefe erhielten3.

Es gab hier noch eine Komplikation: das Königtum der Serben, 
Kroaten und Slowenen, der spätere jugoslawische Staat, hatte  in der 
kritischen Zeit noch ein Gebiet Südungarns in der Größe von 5677 
Quadratkilom etern m it 404.465 Bewohnern besetzt gehalten, dar­
un ter fast die ganze Baranya und die Kohlenbergwerke von Fünf­
kirchen (Pecs). Die Botschafterkonferenz hatte  die Serben verpflich­
tet, Südungarn gleichzeitig m it der Übergabe des Burgenlandes an 
Österreich zu räumen. Die Belgrader Begierung hätte  aber gerne die­
ses Gebiet annektiert, weil sie die Fünfkirchener Kohlenbergwerke 
interessierten. Bänffy (und wahrscheinlich auch das Intelligence 
Service) w ar wohl inform iert davon, daß die Serben eben darum  die 
separatistischen Bewegungen unterstü tz ten  — das w ar die P ro­
klam ation der sogenannten Serbo-Ungarischen Republik Baranya- 
Baja —, weil sie Südungarn mit Brachialgewalt zurückhalten wollten. 
Aus dem Gebiet, das die Serben noch okkupiert hatten, obwohl es 
der Friedensvertrag von Trianon den Ungarn zurückerteilte, kamen 
in Budapest vertrauliche Meldungen, daß die serbischen Beamten 
erklärten, daß es ihnen nicht in den Sinn komme, das Gebiet zu 
evakuieren. Bänffy entschloß sich, m ittels eines der Gesandten (bzw. 
Oberkommissäre) der Entente in Budapest die Botschafterkonferenz 
in diesem Sinne zu beeinflussen, daß sie die Übergabe von Burgen­
land nach der Evakuierung von Südungarn durch die Serben be­
willige. Obwohl Bänffy gute Beziehungen m it allen drei Entente- 
Oberkommissären hatte, w ar es ihm nicht gleich, ob er den englischen, 
französischen oder italienischen Diplomaten dazu bewegen sollte. 
Sie w aren in W irklichkeit n u r Sprachrohre ih rer Regierungen, unab­
hängig von eventuellen persönlichen Sym pathien fü r Ungarn. Die 
französische Regierung un terstü tz te  meistens die jugoslawischen In ­
teressen, Italien hatte  in der Botschafterkonferenz keinen größeren 
Einfluß, aber Großbritannien zeigte fü r die Serben keine besonderen 
Sym pathien. Deshalb w andte sich Bänffy wegen der Veränderung des 
Einmarschterm ines in Baranya und Ausm arschtermines vom B ur­

3 Staatliches Zentralarchiv der Slowakei, Schriften des Ministers Dr. Srobär.
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genland an den englischen Oberkommissär Hohler de Beaumont. 
Bänffy inform ierte ihn in diesem Sinne, daß die Serben nicht nur 
eine Problam ation einer separaten  Republik in Baranya vorbereiten, 
sondern auch bei M aria-Theresiopel (ungarisch Szabadka, serbokroa­
tisch Subotica) eine Division zur U nterstützung einer gewaltsamen 
Annexion konzentrieren. Im Falle, daß Ungarn das Burgenland eva­
kuiere, die Serben aber die Übergabe von Baranya und Oberbäcska 
ablehnen würden, gäbe es fü r die ungarische öffentliche M einung 
eine Ursache, sich gegen die Regierung zu wenden, was eventuell 
zur Demission führen könnte. W er vermöge die Serben via facti aus 
Baranya zu verdrängen? W ird irgendeine Großmacht gegen die Ser­
ben wegen Baranya mobilisieren?

Bänffys Intervention durch Hohler bei der Botschafterkonferenz 
hatte  Erfolg. Die Serben m ußten die Übergabe von Südungarn am 
20. August 1921 beginnen. Am 28, August begann der Ausmarsch 
der Ungarn aus dem Burgenland.

W ir m üssen hier bemerken, daß Bänffy der erste ungarische 
A ußenm inister war, der zur Überlassung einiger Gebiete des B ur­
genlandes an Österreich bereit war. Er meinte, daß die deutschspra­
chige Bevölkerung an der Leitha und im Pinkatal hauptsächlich w e­
gen ih rer ökonomischen Interessen österreichisch gesinnt sei: ihre 
Produkte verkauften sie in Wien und Graz. Über die Ereignisse im 
Burgenland in der Zeit des Bandenkrieges gibt es nu r wenige In­
formationen. Bem erkt sei aber, daß Innenm inister Graf Gedeon von 
Räday m it großem Geschick die Rolle der ungarischen Regierung in 
den burgenländischen Ereignissen verdeckt hat. Friedrich m ußte nicht 
nu r wegen der Ö denburger Ententemission, sondern auch im In­
teresse der ungarischen Regierung Burgenland verlassen. Bethlen 
sollte nur diese Freischaren im Burgenland dulden, die sich seinem 
Exponenten Gömbös unterw erfen. Es ist ihm nicht gelungen und 
der ungehorsam e Oberkom m andant der Freischärler Prönay pro­
klam ierte das ,,L eitha-B anat“, das sich noch drei Wochen nach dem 
Venediger Protokoll hielt. Prönay arbeitete nicht im m er nach In ten­
tionen der Budapester Regierung. Bänffy referierte  über einige Er­
eignisse im  Burgenland, die aber nu r einen anekdotischen Charakter 
haben, wie zum Beispiel die V erhaftung des W iener H utfabrikanten 
Habig, der Prinzessin Hohenlohe und des Grafen W urm brand bei 
Bruckneudorf durch Hejjas-Leute. Nach der Beendigung der Banden­
kämpfe übergab Hejjas persönlich in der österreichischen Gesandt­
schaft in Budapest das Auto und vier Jagdgewehre Habigs. H ejjas’ 
Besuch erweckte zuerst eine Konsternation, denn der pedante Beamte 
stellte dem Hejjas sofort eine Bestätigung aus, welche der F rei­
korpsführer dem Bänffy vorwies.

Hier müssen w ir bemerken, daß Marchese della Torretta — noch 
als Gesandter Italiens in Wien — nach der A ufforderung des Grafen 
Teleki und G rafen Csäky schon im Dezember 1920 bereit war, in 
der Burgenlandfrage zwischen Ungarn und Österreich zu verm itteln.
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Es ist davon eine Aufzeichnung über die U nterredung zwischen dem 
außerordentlichen Gesandten und bevollmächtgten M inister K anya 
m it Oberkommissär Prinz Caracciolo di Castagneto am 6. Januar 
erhalten4.

Nach den ersten Zusammenstößen zwischen österreichischen 
Gendarm en und Freischärlern begann ein intensiver Notenaustausch 
zwischen Ungarn und den Großmächten. Es w ar auch Bänffy klar, 
daß den Notenaustausch ad infinitum  zu führen unmöglich sei. Eine 
wirtschaftliche Blockade, die Einstellung der Donauschiffahrt w ar 
nicht ausgeschlossen, m it solcher Möglichkeit m ußte die ungarische 
Regierung Ende Septem ber 1921 schon rechnen. Bänffy versuchte 
in dieser kritischen Situation eine Lösung bei Prinz Castagneto, na­
türlich m it geringsten Ansprüchen, wie TeLeki und Csaky.

Ivan von Praznovszky, ungarischer Gesandter in Paris, meldete 
schon am 17. Septem ber 1921 in chiffriertem  Telegramm, daß ihm  
von der französischen Seite vertraulich m itgeteilt wurde, daß die un­
garische Regierung nach kurzer Zeit aufgefordert werde, das B ur­
genland sofort zu evakuieren, aber die Großmächte bereit wären, bei 
Verhandlungen zwischen Österreich und Ungarn den Vorsitz zu 
führen. Als Resultat seiner Bem ühungen mag er melden, daß die 
Idee des Vorsatzes der Großmächte eine spätere territo riale  Zession 
fü r Ungarn bedeuten könnte5.

Graf M arffy-M antuano, der ungarische chargé d’affaires in Rom, 
sandte Bänffy am 18. Septem ber 1921 über die Haltung Italiens und 
Frankreichs in der Burgenlandfrage folgende Relation: lau t vertrau ­
lichen Inform ationen des Pressechefs der französischen Botschaft (Mr. 
Guichard) und des K orrespondenten der A gentur Havas in Rom w ar 
es nur Italien, das in der Burgenlandfrage E inw ürfe machte. F rank­
reich sei aber noch gebunden m it diesen Verpflichtungen, die es im 
wollte die Übergabe des Gebietes und damit verbundene Beschwer­
den einer internationalen Kommission überlassen. Der Pressechef 
Guichard bem erkte noch, daß seit dem Zurücktreten des Generals 
Franchet d’Esperey aus Belgrad es zu gründlichen V eränderungen 
der französischen Politik in M itteleuropa und dem Balkan kam, F rank­
reich sei aber noch gebunden m it diesen Verpflichtungen, die es im 
W esten und Osten an sich genommen ha t6.

Am selben Tage m eldet Baron Frigyes von Villani, der V ertreter 
der ungarischen Regierung bei der Mission der Entente-G enerale in 
Ödenburg, in einem Chiffre-Telegramm  Bänffy, daß er m it Hofrat 
Baron Stefan von Neugebauer, dem Bevollmächtigten der österreichi­
schen Regierung, gesprochen habe. Neugebauer erklärte, daß er 
eine solche Übereinstim m ung verlange, die fü r beide P artner günstig

4 13/Res. pol. gekommen am 13. I. 1921, geheim. Magyar Orszâgos Levéltâr, 
Aussenministerium K 64 1921, 41. Posten.

5 Papers and Documents Relating to the Foreign Relations of Hungary /Buda­
pest s. a.1/ III., Dokument No. 903.

6 Papers III. No. 908.
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wäre, was bis heute Dr. Robert Davy wegen persönlicher Ursachen 
verh indert habe. Neugebauer verm einte, daß für die österreichischen 
Mißerfolge Davy verantw ortlich sei, und diese Meinung teilte er auch 
D'r. Schober mit. Laut Neugebauer w ar Dr. Davy, der die Instruktio­
nen der österreichischen Regierung aus seiner initiative veränderte, 
teils infolge des Einflusses der Sozialisten und Alldeutschen, teils aus 
feindlicher Gesinnung gegen U ngarn7.

Villani sandte noch am 19. Septem ber aus Ödenburg Bänffy ein 
chiffriertes Telegramm, er habe aus einer verläßlichen Quelle die 
Inform ation erhalten, das Burgenland-Bataillon m it 1200 M ann — 
m eistens kommunistische Flüchtlinge aus Ungarn — bereite sich un­
te r  dem Befehl des em igrierten ungarischen O berstleutnants Geza 
Faragö in W iener N eustadt zum Einmarsch in W estungarn in Rich­
tung Ödenburg vor. Im Falle, daß die ungarische Regierung Ödenburg 
räum en müßte, m üßte m an befürchten, daß das Faragö-Bataillon in 
die Stadt einmarschiere, was eine Verwirrung, Terror, eventuell auch 
Blutvergießen verursachen könne. Es wäre auch möglich, daß dieses 
Bataillon nicht geneigt sein würde, in der entsprechenden Zeit Öden­
burg zu verlassen und versuchen würde, eine Ü bereinkunft m it Öster­
reich zu vereiteln. Es w äre notwendig, einen Teil des Ostenburg- 
Bataillons in  Ödenburg oder wenigstens in der Umgebung zur so­
fortigen Entw affnung eines eventuellen linksradikalen Putsches zu­
rückzulassen8.

O berstleutnant Faragö w ar in der Zeit der Kärolyi-Regierung 
der Vorsitzende des Soldatenrates in Ödenburg, w ährend der R äte­
republik zuerst Bataillonskom m andant des 18. Ödenburger roten Re­
gimentes, danach G arnisonskom m andant in  Süd-Komorn. In der Zeit 
der Gegenrevolution w urde e r verhaftet, später flüchtete er nach 
Österreich. Er diente kaum in  der österreichischen Volkswehr bzw. 
im Bundesheer, es ist wahrscheinlicher, daß er in  der A rbeiterw ehr, 
später im Schutzbund arbeitete. Das sogenannte Burgenland-Bataillon 
könnte eine param ilitärische E inheit der A rbeiterw ehr gewesen sein, 
in der natürlich auch linksradikale Flüchtlinge aus dem Burgenltnd 
dienten. Von der österreichischen Seite wurde über Faragö noch 
nichts veröffentlicht.

Jetzt gehen w ir aber zurück zur Vorgeschichte des Venediger 
Protokolls. Über dieses stehen uns noch m ehrere Dokumente in 
der Publikation „Papers and Documents Relating to the Foreign 
Relations of H ungary“, III Band, zur Verfügung.

W ir berichten hier nur über die wichtigsten.
Am 20. Septem ber m eldete der ungarische Gesandte Szilärd Ma- 

sirevich aus Wien Bänffy, Schober beschuldige die ungarische Re­
gierung, daß sie die westungarischen Insurgenten unterstütze, und 
habe dafür konkrete Beweise, obwohl es die ungarische Regierung

7 Papers III. No. 907.
3 Detto No. 911
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in Abrede stelle. Dem Staatskanzler gefalle es nicht, daß jetz t nicht 
direkt verhandelt werde. Masirevich erklärte, daß die ungarische 
Regierung wegen der Prestigefrage nicht neuere A nträge machen kön­
ne, die nur das Schicksal der früheren  Anträge erleiden w ürden. 
Aus diesem Grunde befragte er den Kanzler, er solle ihm aufrich­
tig sagen, ob er einen solchen Plan habe, der fü r die österreichischen 
parlam entarischen Parteien annehm bar wäre. Des Staatskanzlers A nt­
w ort w ar negativ. Es w ar offensichtlich, daß der Staatskanzler sehr 
gerne einen derartigen Vorschlag von der ungarischen Seite bekom­
men hätte, was die Österreicher imm er forderten : zuerst die Räum ung 
des Burgenlandes, dann die Verhandlungen. Die österreichischen F i­
nanz- und Handelskreise meinten, daß ein ungarischer Vorschlag über 
eine Zollunion die öffentliche M einung beeinflussen könnte, der öster­
reichischen Regierung den Verzicht auf Ödenburg zu ermöglichen9.

Am 21. Septem ber telegraphierte Chargé d’affaires H edry aus 
London, daß Großbritannien keine besonderen Interessen an der B ur­
genlandfrage habe. Die englische Regierung bereitete auch w irt­
schaftliche Sanktionen gegen Ungarn vor. Man sagte, daß auch den 
letzten Sturz des Kurses der ungarischen Krone in  Zürich die eng­
lische Regierung verursacht hätte. Hedry bem erkte auch, daß Groß­
britannien m it den anderen Großmächten eine finanzielle Hilfe der 
österreichischen Regierung versprochen habe, jetzt aber nicht in der 
Lage sei, das Versprechen zu erfüllen. Infolgedessen sei es nicht ge­
neigt, Österreich zu bewegen, Ungarn Konzessionen zu geben. Die 
englische Regierung versucht in der Presse Ungarn zur Zurück­
ziehung seiner Ansprüche zu zwingen. Die englische Presse schreibt 
feindlich über Ungarn in dem Sinne, daß seine Nachbarn stark  de­
mokratisch eingestellt seien, nur Ungarn gehe in der anderen Rich­
tung10 11.

Baron Villani telegraphierte am 22. Septem ber aus Ödenburg 
an Bänffy, der französische H auptm ann de Redon habe den Ober­
gespan Zsembery vertraulich inform iert, daß General Hamelin ein 
Telegramm nach Paris m it dem Vorschlag gesandt habe, Ödenburg 
und seine Umgebung jedenfalls bei Ungarn zu belassen. Auch Ha­
melin selbst teilte Zsembery mit, daß er einen solchen Vorschlag nach 
Paris gesandt habe, m it der Bemerkung, daß er dasselbe auch fü r die 
Umgebung von Güssing und O berw art vorschlage. Hamelin w ar der 
Meinung, daß Ödenburg wirtschaftlich zu Ungarn gehöre, die Stim ­
mung des Trennens von Ungarn habe in der letzten Zeit bedeutsam  
nachgelassen11.

Bänffy schreibt in seinen Memoiren, daß er sich wegen Ver­
m ittlung in der Burgenlandfrage an Benes deswegen wandte, weil 
Torretta m it der A ntw ort in dieser Frage zögerte. Als aber Benes

9 Detto No. 918.
10 Detto No. 923.
11 Detto No. 931.
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die Idee der V erm ittlung in dem Sinne akzeptiert hatte, daß Öden­
burg im Rahmen einer G renzkorrektur bei Ungarn verbleibe, habe 
Torretta, der ehemalige Gesandte Italiens in Wien, ein Freund Öster­
reichs, sofort an die K orridorgefahr gedacht und die V erm ittlungs­
angelegenheit sofort übernommen.

Es kam jetzt zu dem engen Chiffretelegram m austausch zwischen 
Masirevich und Bänffy. Der ungarische Gesandte in Wien m eldete 
am 24. September, daß Schober die Idee der italienischen oder tsche­
chischen V erm ittlung w eiterhin  nicht sympathisch sei. Masirevich be­
fragte den Staatskanzler, ob daran die österreichische Bundesregie­
rung und die Christlichsoziale Partei schuld seien. Masirevich erbat 
auch Aufklärung über österreichische Zeitungsnachrichten, daß die 
ungarische Regierung wegen Ödenburg zur Überlassung eines gewis­
sen anderen, von Deutschen bewohnten Gebietes bereit wäre. Scho­
ber erklärte, daß alle Konzessionen von der ungarischen Seite seine 
Situation in der Ödenburger Frage erleichtern würden. Masirevich 
drückte die M einung aus, er glaube nicht, daß die öffentliche Mei­
nung in Ungarn einem solchen Gebietsaustausch zustimmen könnte12.

Laut m einer M einung handelte es sich hiebei um einige deutsch­
bewohnte Orte im Bezirk Sankt G otthard (Szentgotthärd), wie zum 
Beispiel Raabfidisch (Räbafüzes) und Nachbardörfer, die genug pro- 
österreichisch gesinnt waren.

Bänffy telegraphierte am folgenden Tage Masirevich, daß die di­
rekten Verhandlungen in der heutigen Situation unmöglich seien, 
nachdem Ungarn schon ohnedies in eine schräge Lage wegen der 
Verm ittlungsfrage m it Torretta und auch Benes geraten sei, M asire­
vich solle dem Staatskanzler auch mitteilen, daß eine Zession des 
Gebietes, das östlich der trianonischen Grenzen liegt, auch in der 
Form des Austausches unmöglich sei13.

Zu den V erhandlungen zwischen Benes und Bänffy kam es am 
26. Septem ber 1921 in B rünn in Anwesenheit des Grafen Szapäry. 
Benes sagte aus, daß es die größten Schwierigkeiten wegen der be­
w affneten Banden in W estungarn gibt. Bänffy antw ortete, daß die 
ungarische Regierung diese Banden nicht zwingen kann und auch 
die regulären Truppen gegen die Insurgenten nicht benützen kann, 
weil die Honvedarmee m it den Rebellen sym pathisiert. W enn die 
ungarische Regierung eine Proklam ation ausgeben würde, laut welcher 
es zu einer Ü bereinstim m ung zwischen Österreich und Ungarn in 
dem Sinne käme, daß in erster Linie Ödenburg fü r Ungarn gerettet 
werde — und ein w eiterer W iderstand könnte nur diesen Erfolg ge­
fährden —, w ürde ein Teil der Freischärler die Kämpfe einstellen. 
Man könnte auf die Volksabstimmung in Ödenburg verzichten, was 
auch Benes bestätigte14.

12 Detto No. 956.
13 Detto No. 965
14 Detto No. 969
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Als aber Bânffy nach Budapest zurückkam, benachrichtigte ihn 
Castagneto über die Bereitwilligkeit Torrettas zur V erm ittlung zwi­
schen Österreich und Ungarn. Bânffy beauftragte jetz t den ungari­
schen chargé d’affaires in Prag, diese Relation wörtlich Benes m it­
zuteilen und auch eine schriftliche Botschaft zu übergeben, worin 
Bânffy von der Zusam m enarbeit Italien, G roßbritannien und Frank­
reich in der Burgenlandfrage referierte15.

M atuska teilte am 29. Septem ber mit, daß Benes vorschlägt, das 
italienische Angebot zu akzeptieren und w eiter bereit ist, Ungarn 
zu helfen16. In diesem Sinne offenbarte Benes auch am 2. Oktober, 
daß er gegen eine Volksabstimmung in Ödenburg sei, weil er das 
Plebiszit fü r eine Komödie betrachte, was er auch den Italienern ge­
sagt habe17.

Obwohl London ursprünglich m it der tschechoslowakischen Ver­
m ittlung sym pathisierte18, akzeptierte die Botschafterkonferenz die 
V erm ittlung Italiens. Es w ar auch fü r Österreich vorteilhafter, weil 
Benes — wie w ir schon konstatiert haben — die Volksabstimmung 
ablehnte, Torretta dagegen sie unterstützte.

Bânffy widm ete den V erhandlungen in Venedig ein ganzes K a­
pitel. Nach Venedig waren von der ungarischen Seite neben Bethlen 
und Bânffy noch Graf Sândor K huen-H édervâry, Sektionschef des 
Außenm inisterium s Lajos Walko. H enrik Fabrö als Spezialist der un­
garischen Stenographie, einige Staatswissenschaftsexperten und Se­
kretäre abgereist. Prinz Castagneto und General Ferrario w urden von 
Torretta  beauftragt, die ungarische Delegation nach Venedig zu be­
gleiten. Schober repräsentierte Österreich nicht nu r als Staatskanzler, 
sondern auch als Außenm inister. Er brachte auch seinen Sektions­
chef aus dem Außenm inisterium  mit. Schober machte auf Bânffy 
den Eindruck eines wohlgeneigten, intelligenten und klugen Bürgers 
aus Wien, sein A djutant w ar aber von sehr eifriger, im m er zur De­
batte  bereiter und unruhiger M entalität. Nach der Eröffnungsrede 
Torrettas w urden U rkunden vorgelesen, dann begann die eigentliche 
U nterhandlung. Die Details sind aus der L iteratur, hauptsächlich aus 
Hohenbichlers „Republik im Schatten der M onarchie'' bekannt. Auch 
ein Detail von Bänffys Memoiren w urde von m ir zitiert in der Studie 
„Die Volksabstimmung in Ödenburg (Sopron) und die Festsetzung 
der österreichisch-ungarischen Grenze im Lichte der ungarischen 
Quellen und L iteratu r“ (Südostforschungen 1976).

Der 13. Oktober w ar ein sehr stürm ischer Tag der Konferenz, 
Bânffy beschreibt um ständlich die Polemik zwischen der ungarischen 
und österreichischen Delegation. Bânffy und Bethlen wollten die 
M antelnote M illerands zum Friedensvertrag von Trianon in den P ro­

15 Detto No. 976 /Chiffretelegramm 27. IX. 1921/
16 Detto No. 999
17 Detto No. 1017
18 Detto No. 1022 Meldung des Chargé d’affaires Hedry aus London am 3. Ok­

tober 1921.
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tokolltext einpassen. Schober und Oppenheimer protestierten  dage­
gen. Torretta m ußte die Sitzung wegen der Heftigkeit der österrei­
chischen Delegation suspendieren. Die ungarische Delegation w ider­
rief ihren Vorschlag über die M antelnote.

„Es sah aus, als ob es schon zum Ende der V erhandlungen ge­
kommen w äre“ — schreibt Bänffy — „diesmal stellten aber die 
Österreicher eine unerw artete Forderung: sie wünschten von uns 
schriftlich, daß w ir die Freischaren aus dem Burgenland hinausschaf­
fen würden. W ir könnten es aber offenbar nicht übernehm en, denn 
es w äre ein Bekenntnis., daß h in ter den Banden die ungarische Re­
gierung stehe. W ir antw orteten  also, daß w ir alles tun  werden, daß 
die Freischaren gutwillig abziehen, w ir glauben auch, daß sie auf 
unser W ort hören werden, sie sind aber keine Soldaten, sondern m ei­
stens hingehörige Bürger, und w ir können ihnen nicht befehlen. 
Dazu verlangten die Ö sterreicher von Ungarn, sich zu verpflichten, 
daß es die Insurgenten m it W affen hinaustreiben werde. Falls die 
ungarische Regierung das nicht verrichten sollte, w äre die ganze 
Ü bereinkunft ungültig, sie w ürden nichts unterschreiben und sofort 
wegfahren. Schon standen sie vom Tisch auf. Ich bin auch aufge­
standen. Ich bat den Vorsitzenden Torretta, die Sitzung einzustel­
len. Ich ging m it Bethlen zu einer Fenstervertiefung, um mich zu 
besprechen. Dann gingen w ir zu Torretta hinein. H ier stellte ich 
m eine Gedanken vor: w ir sind nicht in der Lage, wegen der ungari­
schen öffentlichen M einung dem Wunsch der Österreicher nachzu­
kommen. Wir übernehm en auch nicht diese erniedrigende Rolle, die 
Gendarm en der Ö sterreicher zu sein. Dagegen wissen wir, daß der 
Erfolg oder M ißerfolg der Konferenz davon abhängig ist, ob w ir 
Schober beruhigen können, um die Ü bereinkunft glatt auszuführen. 
W ir sind also bereit, nicht Österreich, sondern Italien gegenüber uns 
zu verpflichten, daß w ir das zu Österreich gelangte Gebiet räum en 
werden. Hievon darf aber niem and wissen. Das versprechen w ir nur 
ihm und nur ad personam auf unser Ehrenwort. Er kann aus diesem 
Grunde erklären, daß Italien die friedliche Übergabe von Burgen­
land garantiert, und die Burgenländer werden somit gewiß zufrie­
den sein.

Torretta w ar sehr erfreu t darüber und meinte, daß es ein in te r­
nationales Fiasko wäre, w enn die V erhandlungen abgebrochen w ür­
den, was nicht nur Italien berühren  würde, sondern auch seine Po­
sition als Außenm inister. W ir tra ten  in den Saal zurück. Torretta 
erklärte, daß Italien die erw ähnte G arantie übernim m t. Er sagte dies 
gebieterisch, als jemand, der W idersprechen nicht dulden würde. Die 
Österreicher gaben nach, w eil irgendein Einwand nur eine Verdäch­
tigung gegen den V erm ittler erwecken hätte  können19

Die ungarische Delegation ist nach einem großen Umweg durch 
Tirol, Wien und Preßburg am 14. Oktober um 22 U hr am Budapester

19 Bänffy Miklos: Huszonöt ev /Manuskript, 81—83./
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W estbahnhof angekommen. In der Vorhalle w urde die Delegation 
vom großen Publikum  erw artet und vom bekannten Schriftsteller 
Ferenc Herczeg begrüßt.

Die Regierung des sogenannten Leithabanats sandte noch am 
12. Oktober aus Oberw art der Mission der Ententegenerale in Öden­
burg telegraphisch diese Note in deutscher Sprache:

,,Wir beehren uns die an das königliche ungarische M inisterium  
des Äußeren gleichzeitig abgegangene Depeschenabschrift m it der 
Bitte zu unterschreiben, dieselbe dringend an die V ertreter der in 
Venezia über W estungarn verhandelnden Mächte leiten zu wollen. 
Die originale Depesche la u te t:

Königliches ungarisches M inisterium  des Äußeren, Budapest. Es 
ist uns zur Kenntnis gelangt, daß die königliche ungarische Regie­
rung W estungarn den Ententem ächten übergeben hat. Die Bevölke­
rung W estungams, welche ihren heim atlichen Boden bisher ver­
teidigt, künftighin all ihre Sonderinteressen zu verfechten gewillt ist, 
erk lärt hoch und heilig keinen V ertrag gut zu heißen oder anzuneh­
men, welcher W estungarn nu r in geringstem  Bruchteil an Deutsch­
österreich  ausliefert. Dagegen protestieren w ir schon jetzt auf das 
entschiedenste, über das Schicksal W estungarns zu entscheiden ist 
einzig und allein ausschließlich nur die hiesige Bevölkerung berech­
tig t und w ird m it W affen vereitelt werden. W ir ersuchen den H errn 
königlichen ungarischen M inister-Präsidenten diese unsere Dekla­
ration zur K enntnis nehm en zu wollen. Gegenwärtige Depesche er­
geht behufs K enntnisnahm e und W eiterleitung gleichzeitig an die 
Ententem ission in Sopron. Paul von Pronay Oberanführer. Dr. Franz 
von Levay R eferent.“ 20

Diese Note w urde zum erstenm al in Soproni Szemle, Nr. 1/1977, 
veröffentlicht. W ahrscheinlich ist, daß Oberst Polier in Ödenburg die 
an die Ö denburger Ententemission gesandte Version abfing. Es ist 
auch nicht ausgeschlossen, daß Pronay eine Kopie auch dem engli­
schen H auptm ann Trotter übergab, der in O berw art station iert und 
m it Prönay in genug vertraulichem  K ontakt war. Bänffy erinnert an 
diese Note in seinen Memoiren nicht. Ü ber Pronay erw ähnt er, daß 
sich dieser in die Rolle des Souveräns des Leithabanats hineinlebte. 
H ier bem erken wir, daß Prönay kein S taatsoberhaupt war, sondern 
Oberbefehlshaber der Freischaren und Diktator.

Bänffy und Bethlen verpflichteten sich aber Torretta gegenüber 
nicht nu r m it Ehrenw ort zum Einsetzen der ungarischen Armee ge­
gen die Freischaren im Burgenland, sondern auch in  der Form einer 
Note, was auch in den Papers III. publiziert wurde. Bethlen versprach 
in dieser Note — die der österreichischen Delegation nicht bekannt­
gegeben w urde — im Falle der Ratifizierung des Übereinkommens 
zwischen Ungarn und Österreich die ungarische W affengewalt gegen 
Freischaren einzusetzen, w enn die Pazifikation des Burgenlandes an­

20 Magyar Orszägos Leveltär, Miniszterelnöksegi iratok K 26 1387/1921.
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ders unmöglich wäre. Im Falle der Intervention sollten den Opera­
tionsbefehl die Entente-G enerale in Ödenburg dem Befehlshaber der 
ungarischen Truppen übergeben. Über Auswähl und Q uantität dieser 
Truppen sollten die Entente-G enerale und die M ilitärische K ontroll­
kommission in Ungarn nach dem Vorschlag der ungarischen Regie­
rung entscheiden. Diese Verpflichtung sollte bis zur Anwendung ein 
Geheimnis bleiben21.

Banffy beauftragte am 17. Oktober 1921 den Chargé d’affaires 
M atuska in Prag, Benes m itzuteilen: Er soll nicht die V erbindun­
gen unterbrechen, die in Brünn zutande gebracht wurden. Benes ist 
wahrscheinlich über das W esentliche der Ü bereinkunft in Venedig in­
form iert. Benes kann konstatieren, daß Ungarn nicht alles erzielen 
konnte, was es wollte. Sie m ußten auch die Volksabstimmung ak­
zeptieren, weil Schober in dieser Frage unbeugsam war. (Benes hatte 
nicht eine G renzkorrektur Ungarns gegen Österreich abgelehnt, wohl 
aber gegen eine Volksabstimmung protestiert.)22 Banffy teilte in 
diesem Chriffretelegram m  auch mit, daß er wegen der friedlichen 
Lösung noch andere Zessionen an Österreich gab und m it Zufrie­
denheit sagen kann, daß es die Hoffnung gibt, daß die westungarische 
Frage definitiv erledigt w ird — was so wichtig ist in Anbetracht der 
Konsolidation M itteleuropas23.

Die ungarische Regierung hat nach der Venediger Konferenz die 
westliche Grenze gegen das Leithabanat herm etisch zugesperrt. Den 
Insurgenten w urden keine W affen, Munition, Gelder und Kleider h in­
übergeschmuggelt. Prönay blieb isoliert und befahl auch — gelernt 
aus dem A benteuer Gabriele d’Annunzios in Fium e — den Frei­
scharen, das Leithabanat zu verlassen.

Die Botschafterkonferenz hat am 27. Oktober die Konvention 
von Venedig genehmigt, obwohl es in der Zwischenzeit zum zweiten 
Königsputsch gekommen war. Schober drückte streng geheim dem 
ungarischen Gesandten Masirevich am 24. Oktober seine Hoffnung 
aus, daß K arl seine Position in Ungarn erhalten werde, was später 
Österreich beeinflussen werde und was auch zur natürlichsten Lö­
sung der Burgenlandfrage führen w erde24. Zwei Tage später, nach der 
Gefangennahm e König Karls, erklärte Schober, daß Österreich im 
Falle eines ungarisch-tschechoslowakischen Konflikts neutral blei­
ben w erde25. Benes m obilisierte und forderte auch die A nnullierung 
der Konvention von Venedig. Aus den ungarischen Akten ist uns 
auch bekannt, daß Benes nicht nur aus eigener Initiative auftrat, 
sondern auch auf Grund einer Intervention des ehemaligen S taats­
kanzlers Dr. Renner (Meldung Masirevichs vom 1. November 1921)26.

21 Papers III. No. 1054
22 Papers III. No. 1017
23 Papers III. No. 1070
24 Papers III. No. 1119
25 Papers III. No. 1162
26 Papers III. No. 1225
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Aber auch Torretta versprach dem ungarischen Gesandten in Rom, 
Graf Nemes, daß er w eiter die ungarischen Interessen unterstützen 
werde, w enn Ungarn den Beschluß über die D ethronisation der 
Habsburger erfülle27. Das w ar auch der Preis fü r die Erhaltung der 
konvention von Venedig.

Über die Geschichte der Volksabstimmung in Ödenburg schreibt 
Bänffy nichts Neues, aber in den Papers III. sind noch m ehrere Ak­
ten über diese Frage publiziert, die unverm indert nur in einer grö­
ßeren Monographie benützt w erden könnten.

Gemeinsame Züge und Verbindungen in der Bautätig­
keit von Eisenstadt und Odenburg (Sopron) im Laufe 

des 19. Jahrhunderts*
Von Gabor W i n k l e r ,  Györ

Ich m uß im vorhinein feststellen, daß Eisenstadt in der neuzeit­
lichen Geschichte der ungarischen A rchitektur eine wichtige Rolle 
gespielt hat. Die A rchitektur Eisenstadts und die Tätigkeit der hier 
w irkenden Baum eister bildeten jenes letzte Kettenglied, das die 
A rchitektur Ungarns m it der A rchitektur W esteuropas verbunden hat. 
Das traf besonders in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts zu. 
So w urde der von Moreau entw orfene Schloßtrakt in Eisenstadt das 
Vorbild einer ganzen Stilperiode, des ungarischen Klassizismus.

Frau Professor Zädor aus Budapest sieh t diesen Um stand darin, 
daß sich in der Architektur Moreaus und seines Kreises „der Geist 
des strengen französischen Klassizismus m it der etwas freundlicheren 
und graziöseren Auffassung Wiens vere in t“1. Frau Professor Zädor ver­
tr itt  zugleich die Meinung, daß die Formen der G artenfront des Schlos­
ses in Eisenstadt (1796—1905), ferner des Leopoldinentempels(1818/19) 
und der Gloriette (1805) m ittels des W irkens Josef Hilds unm ittelbar 
nach Pest bzw. Ofen (Buda) gelangten. Josef Hild, einer der bedeu­
tendsten Architekten des ungarischen Klassizismus, w ar nämlich 
Moreaus Schüler und es ist anzunehmen, daß er auch in Eisenstadt 
gearbeitet hat. Er entwickelte und verbreitete all das in Ungarn wei­
ter, was er bei Moreau gelernt hatte.

Es erscheint vielleicht etwas m erkwürdig, daß die genannten 
bedeutenden Bauten im Zeitpunkt ihres Entstehens auf die B autätig­
keit Ödenburgs weniger wirksam  w aren und daß die Errungenschaf­
ten von Moreau und seinem K reis erst später, und zwar um 1815
* Vortrag, gehalten am 10. Mai 1978 im Rahmen des Landeskundlichen Diskus­

sionsnachmittags im Landesarchiv.

27 Papers III. No. 1250, 1228, 1229.
1 Zädor, Anna: A magyar klasszicizmus epiteszetenek törtenete (Geschichte des 

ungarischen Klassizismus). Budapest, 1943, S. 164
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